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2. Klausur für die Übung im Bürgerlichen Recht (Vordiplom) - SS 2004
Die A führt auf ihrer Website Online-Auktionen durch, an denen nur teilnehmen kann, wer sich zuvor bei A angemeldet und dabei die Allgemeinen Geschäftsbedingungen anerkannt hat. Die AGB lauten auszugsweise wie folgt:

§ 1
Auf die Online-Auktionen finden §§ 156 BGB, 34b Gewerbeordnung, keine Anwendung.

§ 2
Vertragsangebot: Für die von den anbietenden Teilnehmern im Rahmen der Online-Auktionen angebotenen Gegenstände können alle Teilnehmer während des jeweils für den angebotenen Gegenstand angegebenen Angebotszeitraums verbindliche Kaufangebote online abgeben.

Kaufangebote, die unter dem von dem anbietenden Teilnehmer geforderten Mindestkaufpreis liegen, sind unwirksam.

Bei Angeboten, die im Rahmen der Online-Auktionen abgegeben werden, handelt A als Empfangsvertreter der anbietenden Teilnehmer gemäß § 164 Abs. 3 BGB.

§ 3
Annahme eines Vertragsangebotes. Der anbietende Teilnehmer erklärt bereits mit der Freischaltung seiner Angebotsseite die Annahme des höchsten, wirksam abgegebenen Kaufangebotes. Der anbietende Teilnehmer wird von A vom Zustandekommen des Kaufvertrages sofort per E-Mail benachrichtigt.

V richtete unter seinem Benutzernamen für den Verkauf eines Neuwagens, VW Passat, eine Angebotsseite mit einer Fahrzeugbeschreibung ein. Er legte den Startpreis (10 €), die Schrittweite der Gebote sowie die Dauer der Auktion (fünf Tage) fest und erklärte online sein Einverständnis mit den AGB. Einen Mindestkaufpreis setzte V nicht fest. K gab unter seinem Benutzernamen acht Sekunden vor Auktionsende mit 13.200 € das letzte und höchste Gebot ab. A teilte dem K durch E-Mail mit, er habe den Zuschlag erhalten und teilte ihm die Identität des Verkäufers mit. V lehnt die Lieferung des PKW ab, da noch kein Vertrag zu Stande gekommen sei. Er sei jedoch zu einem Verkauf des Fahrzeuges zum Preis von 19.500 € bereit. Vorsorglich erklärt V die Anfechtung einer etwaigen Willenserklärung, da er davon ausgegangen sei, er könne selbst darüber entscheiden, ob er das Höchstgebot nachträglich annehme. Welche Ansprüche hat K gegen V?
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